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Herausforderungen deutscher 
Außenpolitik im Nahen Osten
Martin Beck, Henner Fürtig, Hanspeter Mattes

Am 24. Juni 2008 fand in der deutschen Hauptstadt die prominent besetzte „Berliner 
Konferenz zur Unterstützung der palästinensischen zivilen Sicherheit und Rechtsstaat
lichkeit“ statt, im März dieses Jahres weilte Bundeskanzlerin Merkel zu einem vielbe
achteten Besuch in Israel, im Juli wird sie nach Algerien reisen. Obwohl die Intensität 
dieser Aktivitäten vordergründig auf einen hohen Stellenwert des Nahen Ostens für die 
deutsche Außenpolitik verweist, zeichnet die Realität doch ein vielschichtigeres Bild.

Analyse:

Die jüngsten deutschen Nahostaktivitäten stellen eine Reaktion auf wachsende Pro
bleme bei der Terrorismusbekämpfung, der Energiesicherung, der Migrationssteue
rung usw. dar. Gleichwohl verficht Deutschland keine eigenständige und kohärente 
Nahostpolitik.

Die ausdrückliche Einbettung der deutschen in die europäische Nahostpolitik be
rücksichtigt sowohl die historisch gewachsenen Führungspositionen Großbritanni
ens und Frankreichs in der Region als auch das für die deutsche Außenpolitik seit 
1949 geltende Prinzip der „Zivilmacht“ („Niemals wieder allein“).

Andere Bestandteile des Prinzips („Nie wieder Auschwitz“, „Unbedingte Bevorzu
gung friedlicher Mittel“) begründen zwar exzellente Beziehungen zu Israel, schlie
ßen aber gleichzeitig die aktive Beteiligung an militärischen Maßnahmen – wie etwa 
im iranisch-israelischen Konflikt – aus.

Der hierdurch generierte Zwiespalt erstreckt sich auch auf das Verhältnis zu den 
arabischen Staaten, die sich Deutschland – analog zu dessen besonderen Bezie
hungen zu Israel – als starken bilateralen und weniger als europäischen Partner 
wünschen.
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1.	 Einleitung

Die deutsche Außenpolitik gegenüber dem Nahen 
Osten, untergliedert in die drei Subregionen Masch
rek (mit dem Schwerpunkt Israel und Palästina), 
Golfregion	(mit dem Schwerpunkt Irak und Iran) und 
Maghreb, lässt das Prädikat „kohärent“ vermissen. 
Anders als etwa die Politik gegenüber Lateinameri
ka und der Karibik, zu denen das Außenministerium 
eigenständige Leitlinien formuliert hat, ist die Aus
einandersetzung mit dem Nahen Osten asymmet
risch: Auf der Website des Auswärtigen Amtes� gibt 
es zwar eine Rubrik „Deutsche Politik im Nahen und 
Mittleren Osten“ mit Unterseiten zum israelisch- 
palästinensischen Konflikt, der Lage in Iran und Irak 
sowie der Beziehungen zum Golfkooperationsrat, 
aber keine Unterseite zum Maghreb oder zu Ägyp
ten, dem wichtigen außenpolitischen Partner und 
Ankerland des Bundesministeriums für wirtschaft
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).2 Der 
Maghreb – also die nordafrikanischen Staaten von 
Mauretanien im Westen bis Libyen im Osten – findet 
aber auch beim regionalen Schwerpunkt Afrika kei
ne Würdigung, der sich ganz auf das Afrika südlich 
der Sahara konzentriert.

So disparat sich einerseits die Internetdarstellung 
des Auswärtigen Amtes präsentiert, so sinnvoll ist es 
andererseits in der Praxis, die deutsche Außenpoli
tik gegenüber den Teilregionen des Nahen Ostens 
zu splitten, da die Heterogenität der Staaten, der 
Konflikte und Interessen die Ausformulierung einer 
aussagekräftigen Gesamtnahoststrategie unmöglich 
macht. Basierend auf der Heterogenität der drei Sub
regionen sollen die jeweiligen Rückwirkungen auf 
die Ausgestaltung der deutschen Außenpolitik und 
die damit verbundenen Herausforderungen im Fol
genden näher skizziert werden.

2.	 Deutsche	Außenpolitik	gegenüber	dem	
Maschrek,	der	Golfregion	und	dem	Maghreb

2.1.	 Der	Maschrek

Die Bundesrepublik Deutschland hat, beginnend in 
den 1970er Jahren innerhalb der „Europäischen Poli
tischen Zusammenarbeit“ (EPZ), ihre Nahostpolitik 
im europäischen Rahmen entwickelt. Diese europä

1 Vgl. www.auswaertiges-amt.de, insbesondere die Rubrik „Re
gionale Schwerpunkte“.

� Vgl. www.bmz.de/de/Laender/partnerlaender/ankerlaender/in 
dex.html.

ische Einbettung deutscher Politik im Nahen Osten 
ist ebenso eine Konstante wie ihre Schwerpunkte: 
das Verhältnis zu Israel und der israelisch-palästi
nensische Konflikt. Während bei anderen Staaten 
der Subregion die außenpolitische Führung euro
päischen Partnern überlassen wird – insbesondere 
Frankreich im Falle des Libanon und Syriens –, be
trachten deutsche Regierungen Israel und Palästina 
als zentrale Ziele ihrer Außenpolitik. Deshalb stehen 
diese auch im Vordergrund der folgenden Ausfüh
rungen.

Es sind vor allem zwei außenpolitische Entschei
dungen der jüngeren Zeit, mit der die Bundesregie
rung auf gegenwärtige Herausforderungen im Nah
en Osten reagiert hat – und durch die selbst wieder 
außenpolitischer Handlungsbedarf entstanden ist: 
der Boykott gegenüber der Hamas in der palästinen
sischen Regierung nach den Parlamentswahlen vom 
Januar 2006 und die Etablierung von Regierungs
konsultationen mit Israel im März 2008.

Bei den palästinensischen Parlamentswahlen kam 
es in freien und fairen Wahlen zu einem überra
schenden, aber klaren Wahlsieg der Hamas, die 74 
der 13� Sitze im Legislativrat gewann. Im Anschluss 
erklärte Israel seine Weigerung, mit einer Regie
rung zu verhandeln, an der die Hamas beteiligt sei, 
und forderte eine globale Isolierung der palästinen
sischen Regierung. Als die Hamas den Forderungen 
des Nahostquartetts (USA, EU, VN, Russland) nach 
einem umfassenden Gewaltverzicht, der Anerken
nung des Existenzrechts Israels und des Osloer Ver
tragswerks sowie des Friedensfahrplans des Quar
tetts nicht nachkam, beschloss die EU im April �006, 
all jene Hilfszahlungen, auf die die Hamas direkten 
Zugriff gehabt hätte, auszusetzen und keine Kon
takte zu Mitgliedern der Hamas in der Regierung zu 
unterhalten.

Die Isolationspolitik gegenüber der Hamas trug 
mit dazu bei, dass sich die Fatah trotz Wahlnieder
lage ermutigt fühlte, die Schaltstellen der Macht in 
Palästina besetzt zu halten. Dies wiederum war einer 
der Faktoren, der Teile der Hamas im Juni 2007 zu 
einem Putsch im Gazastreifen greifen ließ, durch den 
die Fatah dort vollständig entmachtet wurde. Dar
aufhin erklärte Präsident Mahmud Abbas (Fatah) 
Ministerpräsident Ismail Haniyya (Hamas) für abge
setzt und schloss damit die Hamas faktisch von der 
Herrschaft im Westjordanland aus.

Die	 Etablierung	 deutschisraelischer	 Regierungskonsul
tationen:	Bundeskanzlerin Angela Merkels Rhetorik 
ließ keinen Zweifel daran aufkommen, dass ihr Be
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such im März �008 von großer Bedeutung war: So 
sprach sie von einem „neuen Kapitel“ in den Bezie
hungen zwischen Israel und Deutschland.� In der Tat 
reiste die Kanzlerin mit nicht weniger als sieben Mit
gliedern des Bundeskabinetts, darunter Vizekanzler 
und Außenminister FrankWalter Steinmeier, nach 
Jerusalem. Die historische Bedeutung der Vereinba
rung, künftig einmal im Jahr Regierungskonsulta
tionen abzuhalten, wird schon daran deutlich, dass 
die Bundesrepublik dieses Instrument lediglich mit 
fünf anderen Staaten (Frankreich, Italien, Polen, Russ-
land und Spanien) pflegt und Israel damit sogar völ
liges Neuland betritt. Deutschland und Israel haben 
nichts weniger als eine strategische Partnerschaft ins 
Leben gerufen.

Errungenschaften der jüngeren deutschen Außenpolitik: 
Nachdem die deutsch-israelischen Beziehungen be
reits seit den 1990er Jahren immer enger geworden 
waren, haben sie unter der Regierung Merkel wei
ter an Intensität gewonnen. Damit sind auch ökono
mische Chancen verbunden. Die ersten wirtschafts
politischen Kontakte in den 1950er Jahren waren 
noch durch die typischen Merkmale einer Beziehung 
zwischen einer Industriegesellschaft und einem Ent
wicklungsland gekennzeichnet: Deutschland war im 
ersten Jahrzehnt der Existenz Israels ein wichtiger 
Geber von Budgethilfe.4 Inzwischen befindet sich die 
israelische Ökonomie indes technologisch längst auf 
Augenhöhe mit Deutschland und bildet einen attrak
tiven Investitionsstandort.� Siemens beschäftigt über 
tausend Arbeitskräfte in Israel, und Volkswagen hat 
in ein Magnesiumgewinnungsprojekt mehr als �50 
Mio. US$ investiert.6 Im Jahre 2007 belief sich der 
Wert der deutschen Exporte auf annähernd dreiein
halb und die Importe aus Israel auf fast 2 Mrd. US$.7

Die wirtschaftlichen Kontakte zwischen Israel 
und Deutschland sind insofern besonders wichtig, 
als sie die politischen Beziehungen der beiden Staa
ten unterfüttern – im Kern geht es aber um Politik. 
Angesichts des Holocaust war und ist die Politik der 
Bundesrepublik Deutschland vom Ziel geprägt, sei

� Die am �8. März 2008 in der Knesset gehaltene Rede ist zugäng
lich unter: www.n-tv.de/93571�.html?1803�008070� (Zugriff 17. 
06.�008).

4 Beck, Martin (�007): Der Rentierstaats-Ansatz und das Problem 
abweichender Fälle, in: Zeitschrift für Internationale Beziehun-
gen �4.�, S. 4�70.

5 Kappel, Robert (�008): Israel – Wirtschaftsmacht des Nahen Os
tens, GIGA Focus Nahost, Nr. 3.

6 Kloke, Martin (�008): 40 Jahre deutsch-israelische Beziehungen, 
www.bpb.de/publikationen/EV50UI,3,0,40_Jahre_deutschisrae 
lische_Beziehungen.html#art3 (Zugriff 17.06.�008).

7 Israeli Central Bureau of Statistics, in: www1.cbs.gov.il/hodaot 
�008n/16_08_116t1.htm (Zugriff �4.06.�008).

ne besondere Verantwortung für das Existenzrecht 
Israels zu unterstreichen. Da die Bundesrepublik im 
militärischen Bereich nur begrenzt willens und fähig 
ist, Israel zu unterstützen, hat die Außenpolitik ne
ben wirtschaftspolitischen Maßnahmen auch immer 
Regierungspolitik mit hohem symbolischem Wert 
praktiziert. Durch die Aufnahme deutschisraeli
scher Regierungskonsultationen ist es hier allerdings 
zu einem neuen Höhepunkt gekommen.

Deutsche Außenpolitik im Nahen Osten ist auch 
immer transatlantische Politik. Die Bundesrepublik 
hat sich zwar seit den 1980er Jahren für eine eigen
ständige europäische Politik im israelisch-palästi
nensischen Konflikt ausgesprochen, führte aber mit 
Großbritannien die Riege jener Mitglieder der EU 
an, die betonten, dass sich die europäische Rolle im 
Nahen Osten an der Seite der USA entfalten müsse. 
Die US-amerikanische Irakpolitik und der 3. Golf
krieg �003 sowie der „deutsche Weg“, den die Regie
rung Gerhard Schröder diesem entgegensetzte, führ
ten allerdings zu „Rissen im Westen“.8 Die eng an 
US-amerikanische Interessen angelehnte Politik der 
nachfolgenden Bundesregierung war dazu geeignet, 
diese zu kitten.

Probleme und Defizite: Durch die starke Ausrichtung 
der deutschen Nahostpolitik auf Israel ist ein Prin
zip, an dem sich diese seit der Erklärung des Euro
päischen Rates von 1980 in Venedig orientiert hat, in 
Frage gestellt: die Politik der „Ausgewogenheit“�, 
die versucht, die legitimen Rechte beider zentraler 
Akteure des Nahostkonfliktes gleichermaßen zu be
rücksichtigen. Diese von der EU mitgetragene Poli
tik der Ausgewogenheit war ein wesentlicher Grund 
dafür, dass sich der Antiamerikanismus in der ara
bischen Welt nicht zu einer feindlichen Haltung ge
genüber dem Westen insgesamt ausweitete.

Weiterhin hat die Glaubwürdigkeit des westli
chen Engagements für eine Demokratisierung der 
arabischen Welt gelitten. Nachdem es der Westen 
begrüßt hatte, dass die mehrmals verschobenen Par
lamentswahlen im Januar �006 stattfanden, und die 
Konkurrenzsituation und die Programmatiken der 
beiden großen Parteien Fatah und Hamas bekannt 
waren, traf der Boykott des Wahlsiegers durch den 

8 Mayer, Peter / Rittberger, Volker / Zelli, Fariborz (�003): Risse 
im Westen? Betrachtungen zum transatlantischen Verhältnis 
heute, in: www.uni-tuebingen.de/pol/taps/tap40.htm (Zugriff 
17.06.�008).

9 Jünemann, Annette (1993): Italiens Nahostpolitik von 1980 bis 
���0. Handlungsspielräume einer national eigenständigen In
teressenpolitik unter besonderer Berücksichtigung der Achille
Lauro-Affäre, Baden-Baden, S. 63.
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Westen in weiten Teilen der arabischen Welt auf 
Unverständnis. Auch wenn viele Beobachter keine 
großen Sympathien für die Hamas hegten, war doch 
schwer vermittelbar, weshalb die programmatischen 
Forderungen an die islamistische Partei nicht im Vor
feld als Bedingung für deren Teilhabe an den Wahlen,  
sondern erst nach deren Sieg eingeklagt wurden.

2.2.	 	Die	Golfregion

Mit dem Besitz von etwa 60 Prozent der nachgewie
senen globalen Erdölvorräte gehört die Golfregion 
zu den strategisch bedeutsamsten Gebieten der Erde. 
Das politische Gravitationsfeld der Region wird im 
Wesentlichen durch die Protagonisten Iran, Irak und 
Saudi-Arabien bestimmt. Seit 1981 stärkt der Golf
kooperationsrat (GCC) die Position Saudi-Arabiens 
zusätzlich. Während im deutschen Umgang mit dem 
GCC wirtschaftliche Überlegungen dominieren, ge
wannen im Falle Iraks und Irans Sicherheitsüberle
gungen an Gewicht. Der langsame, bisweilen stag
nierende Wiederaufbau Iraks und die immer noch 
nicht gebannte Gefahr des staatlichen Auseinander
brechens bedeuten eine immense Sicherheitsgefähr
dung für das – indirekt – benachbarte Europa. Die 
Islamische Republik Iran hat sich durch ihr ambiti
oniertes Nuklearprogramm, bei gleichzeitigem „Sä
belrasseln“ auf internationalem Parkett und unver
hohlenen Drohungen gegenüber Israel, selbst in den 
Blickpunkt deutscher, europäischer und USameri
kanischer Außenpolitik gerückt.

Trotz der unterschiedlichen Herausforderungen 
wirkt das bestimmende Erbe Deutschlands, vor
rangig eine Handelsnation zu sein, zumindest in 
der Golfregion immer noch deutlich nach. Seit der 
Wiedervereinigung formulierte keine deutsche Re
gierung eine eigenständige Nahost- respektive Golf
politik; auch die gegenwärtige bekennt knapp: „Die 
deutsche Nahostpolitik ist eingebettet in die europä
ische Politik für die Region.“�0 Im Nuklearstreit mit 
Iran wirkt Deutschland in diesem Sinne als wich
tiger Akteur der internationalen Schlichtergruppe 
(3+3 – Großbritannien, Frankreich, Deutschland + 
UNO, Russland, China) mit. Für die achtzehnmona
tige, gemeinsam mit Portugal und Slowenien bestrit
tene Phase der EU-Ratspräsidentschaft formulierte 
Deutschland hinsichtlich der Golfregion lapidar fol
gende Ziele: „Unterstützung für den Wiederaufbau 

�0 Vgl. www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Regio 
naleSchwerpunkte/NaherUndMittlererOsten/NO-DeutschePo 
litik.html (Zugriff 17.06.�008).

Iraks und Anstrengungen für eine friedliche Lösung 
des Atomkonfliktes“.��

Hilfe beim Wiederaufbau Iraks: Ausgerechnet im Fall 
Iraks zeigt Deutschland bisher nur geringes Enga
gement bei der Forcierung eines gemeinsamen eu
ropäischen Auftretens. Das liegt insbesondere daran, 
dass weder Deutschland noch die europäischen Part
ner Interesse an einer Erinnerung an die (geschweige 
denn ein Wiederaufleben der) tiefen Zerwürfnisse 
vor und während des Irakkrieges haben. Bekannt
lich zeigten sich damals gerade die „Großen Drei“ 
(Großbritannien, Frankreich, Deutschland) extrem 
uneins. Ungeachtet dieser besonderen Umstände  
entwickelte Deutschland seit dem Sturz Saddam 
Husseins allerdings auch kein eigenes Konzept. Trotz 
der offensichtlichen Bedeutung einer Stabilisierung 
des Landes für die deutsche Sicherheit (Terrorismus, 
Energieversorgung, Migration u.a.) kann oder will 
die deutsche Regierung auch in diesem besonderen 
Fall nicht „über ihren Schatten springen“ und ent
zieht sich einer eigenen politischen Positionierung.�2

Dabei leistet Deutschland andererseits unstrittig 
wichtige Aufbauhilfe. Für die Betreuung und Un
terbringung irakischer Flüchtlinge wurden allein 
seit Jahresbeginn �008 3,7 Mio. Euro zur Verfügung 
gestellt. Deutsche Ausbilder trainieren in den Verei
nigten Arabischen Emiraten (VAE) irakische Solda
ten und Polizisten (inklusive Materialbereitstellung). 
Deutschland beteiligt sich an der Minenräumung. 
Irakische Politiker, Diplomaten, technische und ad
ministrative Spezialisten bilden sich in Deutschland 
weiter. Nicht zu unterschätzen ist auch der weit-
reichende Schuldenerlass. Deutschland erklärte sich 
vertraglich bereit, auf die Rückzahlung von 4,� Mrd. 
der insgesamt �,8 Mrd. Euro betragenden Schulden 
Iraks zu verzichten.��

So willkommen der irakischen Seite die deutsche 
Hilfe auch sein mag, so betrachtet sie diese doch im 
Wesentlichen als „Politikersatz“. Die durch den ge
waltsamen, extern induzierten Regimewechsel an 
die Macht gekommene Führung in Bagdad erwartet 
– gerade wegen der deutschen Abstinenz im Irak
krieg – ein klares politisches Bekenntnis Berlins zu 
den neuen Machtverhältnissen in Irak.

�� Vgl. www.eu�007.de/de/The_Council_Presidency/Priorities_
Programmes/index.html (Zugriff 17.06.�008).

�2 Vgl. www.spiegel.de/politik/debatte/0,1518,druck-551801,00.
html (Zugriff 17.06.�008).

�� Vgl. www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Regio 
naleSchwerpunkte/NaherUndMittlererOsten/Irak/Wiederauf 
bauIrak.html (Zugriff 17.06.�008).
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Umgang	mit	Iran:	Spätestens seit der Saturierung der 
iranischen Revolution im Gefolge des 1. Golfkrieges 
gehört das Umwerben Europas als mögliches Ge
gengewicht zum „großen Satan“ USA zu den Kon-
stanten iranischer Außenpolitik. Dazu zählte auch 
die Gewährung von Vorzugsbedingungen für die 
europäische Wirtschaft. Die EU wurde zum wichtig-
sten Handelpartner Irans; �004 kamen 44 Prozent  
aller iranischen Einfuhren aus dem EUBereich.�4

In dieser Konstellation konnte Deutschland seine 
Vorteile als Handelsnation besonders zur Geltung 
bringen. Gestützt auf die traditionell guten, bisher 
konjunkturell kaum anfälligen iranischdeutschen 
Beziehungen, avancierte Deutschland zum wichtig-
sten Außenhandelspartner Irans. Allein zwischen 
�003 und �004 stiegen die deutschen Exporte nach 
Iran um 35 Prozent und erreichten �005 einen Spit
zenwert von 4,4 Mrd. Euro.�� Im selben Jahr ende
ten aber auch die für Deutschland „idyllischen” 
Bedingungen, unbeeinflusst von politischen Zwän
gen vorteilhaft Handel treiben zu können. Die Präsi
dentschaftsübernahme Mahmud Ahmadinejads im  
August �005, seine ausweichenden Reaktionen auf 
die internationalen Vorwürfe, ein militärisches Nu
klearprogramm zu betreiben, seine Drohungen ge
gen Israel und den Westen, insbesondere aber seine 
dreiste Leugnung des Holocaust, erzwangen eine 
klare politische Stellungnahme Berlins.

Im Februar 2006 nutzte Bundeskanzlerin Merkel 
die Wehrkundetagung in München, um Iran unmiss
verständlich vorzuwerfen, „die rote Linie“ über
schritten zu haben. Den Anfängen müsse gewehrt 
werden, Deutschland sei hierbei auf Grund seiner 
Auschwitz einschließenden Geschichte hierbei be
sonders gefordert;�6 und Deutschland verfügt durch
aus über Drohpotenzial. Nach Michael Tockuss, 
dem früheren Präsidenten der deutsch-iranischen 
Handelskammer, hängen zwei Drittel der iranischen 
Industrie von deutschen Zulieferteilen ab.�7

Das für Deutschlands Außenpolitik seit ��4� cha
rakteristische Konzept der “Zivilmacht” setzte aber 
auch den Rahmen für Merkels Initiative. Kernpunkte 
des Konzeptes sind: “Nie wieder Auschwitz und 
Völkermord“, „Niemals wieder allein“ und – nicht 
zuletzt – „Unbedingte Bevorzugung friedlicher Mit

�4 Vgl. www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-399599,00.html 
(Zugriff 17.06.�008).

�� Vgl. https://www.bfai.de/DE/Content/__SharedDocs/Links-Ein 
zeldokumente-Datenbanken/fachdokument,templateId=rend
erSE.html?fIdent=MKT�00801308013&source=Google&source 
type=SE (Zugriff 18.06.�008).

�6 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.01.�006; Die Welt, 05. 
02.2006.

�7 Vgl. Wall Street Journal, �4.09.�007.

tel“. Das Engagement der deutschen Bundeskanz
lerin gegen die aggressive iranische Außenpolitik 
entsprach also durchaus dem ersten Bestandteil des 
Konzeptes. Selbst der zweite Punkt ließ sich durch 
das Agieren innerhalb der 3+3-Formel einhalten. 
Deutschlands Beteiligung am Aufbau des interna
tionalen Druckes auf Iran zeigt durchaus Wirkung, 
wenn vielleicht auch nicht immer im intendierten 
Sinn. Teheran orientiert sich tendenziell um. Immer
hin lösten die VAE Deutschland �007 als wichtigster 
Handelspartner Irans ab, der Warenaustausch zwi
schen Iran und Deutschland ging im selben Jahr um 
�0 Prozent zurück.�8 Der dritte Punkt, tief im deut
schen Selbstverständnis verankert, stoppt hingegen 
jegliche Möglichkeit der Mitwirkung einer deutschen 
Regierung bei der Erstanwendung – wie auch immer 
gearteter – militärischer Mittel gegen Iran. Sollte der 
gegenwärtige Trend anhalten, wird dagegen Druck 
der deutschen Wirtschaft auf die Regierung in Ber
lin immer wahrscheinlicher. Immerhin sind mehr als 
5.000 deutsche Unternehmen im Irangeschäft tätig, 
darunter solche Branchenriesen wie BASF, Siemens, 
Daimler-Benz und Volkswagen.��

2.3.	 Die	Maghrebstaaten

Trotz der Tradition der Beziehungen der Bundesre
publik Deutschland20 zu den Maghrebstaaten Alge
rien, Libyen, Marokko, Mauretanien und Tunesien 
seit dem �. Weltkrieg bzw. dem Ende der Kolonial
herrschaft2� kann gegenwärtig nicht von einer Magh
rebpolitik Deutschlands mit spezifischen Konturen 
gesprochen werden. Die genannten Defizite gegen
über der Maghrebregion auf der Internetseite des 
deutschen Auswärtigen Amtes sind hierfür das ent
sprechende Indiz; auf der anderen Seite haben aber 
auch die Maghrebstaaten selbst keine spezifische 
Deutschlandpolitik; allerdings wird durchgängig in 

�8 Ebenda.
�� Ebenda.
20 Die Deutsche Demokratische Republik unterhielt bis zur Wie

dervereinigung ��8� diplomatische Beziehungen zu Algerien 
(seit �0.05.1970), Tunesien (17.1�.197�), Marokko (�9.1�.197�) 
und Libyen (11.06.1973); bis Anfang der 1970er Jahre konnte 
die HallsteinDoktrin die Aufnahme diplomatischer Bezie
hungen zur DDR verhindern.

2� Die längsten diplomatischen Beziehungen bestehen zwischen 
Libyen und (der Bundesrepublik) Deutschland (Aufnahme di
plomatischer Beziehungen am 03.06.1955); die Eröffnung deut
scher Botschaften erfolgte am 11.09.1956 in Tunis, am �6.03.1957 
in Rabat und im Dezember ��62 in Algier; nach der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwischen Israel und Deutschland 
am 1�.05.1965 haben alle arabischen Staaten bis auf Libyen, 
Marokko und Tunesien die diplomatischen Beziehungen zur 
Bundesrepublik zeitweise abgebrochen.
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allen Maghrebstaaten in politischen Gesprächen der 
Wunsch zum Ausdruck gebracht, die politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen zu 
Deutschland auszubauen. Bestimmend für den ge
genwärtigen Kooperationsrahmen sind sowohl für 
die Maghrebstaaten als auch für Deutschland die 
Leitlinien der EU und die Institutionen der euro- 
mediterranen Partnerschaft.

Deutsche Verantwortung auch für den südlichen Mittel
meerraum:	 Auf seiner Tunesienreise im März 2008 
betonte Günter Gloser, Staatsminister für Europa 
im Auswärtigen Amt, dass die euro-mediterrane 
Partnerschaft für Deutschland, auch wenn es selbst 
kein direkter Mittelmeeranrainerstaat ist, wichtig 
sei, denn Migration, Energie (Energiesicherheit) 
und die demographische Entwicklung in der Mittel
meerregion haben nicht nur Auswirkungen auf die 
direkten Anrainerstaaten, sondern auf alle EUStaa
ten.22 Beim Treffen der EU-Staatschefs in Paris am 
�0.0�.2008 stellte mit gleichem Tenor und mit Blick 
auf die vom französischen Staatspräsidenten Sarko
zy vorgeschlagene Mittelmeerunion2� die deutsche 
Bundeskanzlerin klar: „Wir können nicht sagen, dass 
nur die einen für das Mittelmeer verantwortlich sind. 
Deutschland will Verantwortung für das Mittelmeer 
übernehmen.“24

1999 hob der damalige Leiter der Abteilung 
Maghreb in der Europäischen Kommission, Robert 
van der Meulen, das Interesse der EU an der Ar
mutsbekämpfung und Entwicklungsförderung in 
den Maghrebstaaten hervor, um langfristig Stabilität 
durch Wohlstand zu fördern und nicht nur die (ille
gale) Migration einzudämmen, sondern auch durch 
ein positiveres sozioökonomisches Umfeld die An
fälligkeit für radikale Ideologien und Anwerbungs
versuche terroristischer Gruppen zu mindern.2� In 
der deutschen Außen- und Entwicklungspolitik ge- 
genüber den Maghrebstaaten spiegeln sich diese 
Überlegungen wider. Die Prioritäten der deutschen 
Außenpolitik im Maghreb sind demnach die Siche
rung von Stabilität in der Region Maghreb als Gan
zer und in jedem der einzelnen Maghrebländer26 
sowie die Gewährleistung der Energiesicherheit 
für Europa. Die Devise „Stabilität, Sicherheit und 

22 Réalités, Tunis, 20.26.0�.2008, S. �4.
2� Vgl. zur Mittelmeerunion GIGA Focus Nahost, Nr. 5/�008.
24 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31.01.�008.
2� Der Maghreb soll konkurrenzfähig werden, in: Der Überblick, 

4/1999, S. 14-16.
26 Dies verdeutlichte auch z.B. Andreas Michaelis, Beauftragter  

für Nah- und Mittelostpolitik des deutschen Auswärtigen Am-
tes, während seiner Algerienreise im Februar �008.

Wohlstand/Entwicklung sichern“ schließt zahlreiche 
Initiativen der Sektoralkooperation ein, die auf EU
Ebene wie auf bilateraler, deutsch-maghrebinischer 
Ebene durchgeführt werden.27

Im	Fokus	der	Kooperation	mit	den	Maghrebstaaten:	Poli
tische	Stabilität:	Die übergreifenden Ziele, an denen 
sich die deutsche Außenpolitik orientiert, sind seit 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes konstant geblie
ben und umfassen:

Stabilität (Sicherheit, Entwicklung),
Kampf gegen illegale Migration,
Förderung von Wirtschaftsreformen als wichtiger 
Teilaspekt der Entwicklungsförderung, wobei in 
diesem Kontext die Liberalisierung der Wirtschaft, 
die Steigerung der Konkurrenzfähigkeit ebenso 
wie Rechtsstaatlichkeit und die Anpassung an in
ternationale Standards und Normen unterstützt 
werden sollen.

Intensiviert haben sich seit den terroristischen An
schlägen vom ��. September 200� auf allen Ebenen 
die Terrorismusbekämpfung und die Zusammenar
beit bei der Bekämpfung organisierter Kriminalität.

Als Interessenvertretung der deutschen Wirtschaft  
tritt dagegen die deutsche Außenpolitik in den Ma-
ghrebstaaten – zumindest in der Wahrnehmung der 
maghrebinischen Staatsführungen – nicht offensiv 
auf, obwohl seit �003/�004 die „Konkurrenz“ – gera
de im Hinblick auf den Energiebereich – zugenom
men hat: Weitaus aktiver um die Gunst der Staats
führungen und Unternehmer in den Maghrebstaa
ten „werben“ zurzeit die USA und China, aber auch 
Frankreich, Italien, Spanien und zunehmend auch 
Russland. Auch hier bedauern viele Unternehmer 
vor Ort das ihrer Auffassung nach zu geringe En
gagement der deutschen Wirtschaft und verweisen 
nicht zuletzt auf das (immer noch) gute Image von 
„Made in Germany“.28

Seit Ende des Ost-West-Konfliktes, der Wiederver
einigung Deutschlands, dem Zerfall der Sowjetun-
ion und der Modifizierung politisch-ideologischer 
Positionen in Algerien und Libyen, die vor allem in 
den ��70er und ��80er Jahren engere Beziehungen 
zu sozialistischen Staaten unterhielten, haben sich 
wiederum auf maghrebinischer Seite die Positionen 

27 Im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist 
allerdings Marokko (neben Mauretanien) zurzeit das einzige 
Partnerland; Tunesien verlor diesen Status in der ersten Jahres
hälfte �008.

28 Als E.ON Ruhrgas im Juni �008 in Algier ein Büro eröffnete, 
war die Reaktion entsprechend positiv: „Fantastique! Les Alle
mands arrivent“.

−
−
−



- � -GIGA Focus Nahost 6/�008

zu den einzelnen EUStaaten einander angeglichen; 
in Bezug auf Deutschland sind sie als kooperativ 
und weitgehend konfliktfrei zu bezeichnen, was Ver- 
stimmungen über den zu positiven Umgang mit Is
lamisten vor allem in den ���0er Jahren nicht aus
schloss. Hauptkritikpunkt war, dass den Islamisten, 
die aus maghrebinischer Sicht als Terroristen einge
stuft werden, in Deutschland/Europa zu großzügig 
politisches Asyl gewährt wurde. Generell ist jedoch 
das Außenbild Deutschlands in den Maghrebstaa
ten bei den Staatsführungen wie in der Bevölkerung 
positiv besetzt; verstärkt wurde diese Sicht und An
erkennung durch die Wiedervereinigung, die als 
herausragende Leistung gewürdigt wird; Gleiches 
gilt für die solidarische „Entwicklungshilfe“ der al
ten an die neuen Bundesländer, die als Vorbild für 
eine erfolgreiche Regionalentwicklung in den Magh
rebstaaten gesehen wird. Offensichtlich wird in Ge
sprächen mit Politikern, Verwaltungsfachleuten und 
Vertretern sonstiger staatlicher wie wirtschaftlicher 
Einrichtungen sowie Wissenschaftlern, dass der 
Wunsch nach einem aktiveren, offensiveren Vorge
hen Deutschlands und seiner Politiker bei der Ge
staltung und Förderung der bilateralen Beziehungen 
zu den Maghrebstaaten ausgeprägt ist.

Die Staatsführungen der Maghrebstaaten sind 
indes immer noch sehr stark auf bilaterale Bezie
hungen ausgerichtet; der Wunsch nach Ausweitung 
und Vertiefung der partnerschaftlichen Kooperation 
und des Austauschs in allen Bereichen mit Deutsch
land als Nationalstaat (und nicht nur im Rahmen der 
EU) erklärt sich aus dieser Disposition.

3.	 Fazit

In zweifacher Hinsicht lässt sich nicht von einer deut
schen Nahostpolitik im umfassenden Sinne sprechen. 
Zum einen ist deutsche Außenpolitik weitgehend in 
europäische Politik eingebettet und zum anderen im 
Wesentlichen auf einige Subregionen und hier wie
derum auf bestimmte Länder konzentriert: Im Fokus 
steht der Maschrek mit dem Schwerpunkt Israel und 
Palästina. Den Beziehungen zu diesen beiden Ak
teuren messen deutsche Regierungen deutlich hö
heres Gewicht bei als jenen zur Golfregion, die wie
derum durch den Schwerpunkt Iran gekennzeichnet 
sind. Die Intensität deutscher Maghrebpolitik ist 
nochmals deutlich geringer.

Grob gesprochen kann Außenpolitik drei Rollen
modellen folgen: jenem des Machtstaates, der Macht 
und Sicherheit in den Vordergrund stellt, jenem 

der Handelsnation, bei der ökonomische Interessen 
dominieren, und jenem der Zivilmacht, die sich an 
ethischen Prinzipien und der Friedensförderung ori
entiert. Auch wenn deutsche Politik nicht frei von 
machtpolitischen Interessen ist, so belegt schon der 
regionale Schwerpunkt seiner Nahostpolitik, dass 
Deutschland am wenigsten als Machtstaat zu charak
terisieren ist: Deutsche Sicherheitsinteressen sind im 
Maschrek sehr viel weniger berührt als in der Golf
region und vor allem im Maghreb. Soweit deutsche 
Außenpolitik Sicherheitspolitik ist, versteht sie sich 
weitestgehend als stabilitätsfördernd und konzent
riert sich auf wirtschaftspolitische statt militärische 
Mittel. Ökonomische Interessen spielen zweifellos 
eine gewichtige Rolle in der deutschen Nahostpoli
tik. Der Maghreb ist für die deutsche Energieversor
gung von zentraler Bedeutung, aber auch die Han
delsvolumina mit Iran und Israel stellen eine beacht
liche Größe dar. Gleichwohl erscheint die Politik der 
Bundesrepublik Deutschland im Nahen Osten tradi
tionell als jene einer Zivilmacht, die auf Bekenntnis
sen zum Existenzrecht Israels und des Selbstbestim
mungsrechts des palästinensischen Volkes beruht. 
Allerdings steht eine erfolgreiche Realisierung dieser 
Ziele solange vor einer großen strukturellen Heraus
forderung, wie der israelisch-palästinensische Kon
flikt nicht friedlich beigelegt ist.

Aus normativer Perspektive, die nach einer guten 
Außenpolitik im Lichte des Zivilmachtmodells fragt, 
stellt sich die in jüngster Zeit verstärkte Israelaus
richtung der deutschen Außenpolitik unter der Re
gierung Merkel als ambivalent dar: Einerseits spricht 
gut sechzig Jahre nach dem Ende der nationalsozi
alistischen Herrschaft vieles dafür, Deutschland als 
den stärksten europäischen Verbündeten Israels an
zusehen. Darunter leidet allerdings das deutsche En
gagement für die Durchsetzung der legitimen Rechte 
der palästinensischen Gesellschaft auf einen eigenen, 
lebensfähigen Staat.

Aus strategischer Sicht fragt sich, ob Deutschland 
durch die Israelausrichtung seiner Nahostpolitik an 
Einfluss gewonnen oder verloren hat. Auch wenn 
es viel zu früh ist, diese Frage abschließend zu be
antworten, erscheint Skepsis angebracht. Selbst US-
Regierungen haben Schwierigkeiten, ihre zweifellos 
stärkeren Einwirkungsmöglichkeiten auf Israel bei
spielsweise in der Siedlungspolitik durchzusetzen. 
Gleichzeitig steht zu befürchten, dass die Bundes
republik gegenüber der arabischen Welt an Einfluss 
verliert, wenn sie den Eindruck vermittelt, dass ihre 
Außenpolitik im Nahen Osten weitgehend Israel-
politik ist.
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